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Kapitel 4 

Die oder der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die 

Informationsfreiheit 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 8 Errichtung 

(1) Die oder der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

(Bundesbeauftragte) ist eine oberste Bundesbehörde. Der Dienstsitz ist Bonn. 

(2) Die Beamtinnen und Beamten der oder des Bundesbeauftragten sind Beamtinnen und Beamte des 

Bundes. 

(3) Die oder der Bundesbeauftragte kann Aufgaben der Personalverwaltung und Personalwirtschaft auf 

andere Stellen des Bundes übertragen, soweit hierdurch die Unabhängigkeit der oder des 

Bundesbeauftragten nicht beeinträchtigt wird. Diesen Stellen dürfen personenbezogene Daten der 

Beschäftigten übermittelt werden, soweit deren Kenntnis zur Erfüllung der übertragenen Aufgaben 

erforderlich ist. 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 9 Zuständigkeit 

(1) Die oder der Bundesbeauftragte ist zuständig für die Aufsicht über die öffentlichen Stellen des 

Bundes, auch soweit sie als öffentlich-rechtliche Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen. Die 

Vorschriften dieses Kapitels gelten auch für Auftragsverarbeiter, soweit sie nichtöffentliche Stellen 

sind, bei denen dem Bund die Mehrheit der Anteile gehört oder die Mehrheit der Stimmen zusteht und 

der Auftraggeber eine öffentliche Stelle des Bundes ist. 

(2) Die oder der Bundesbeauftragte ist nicht zuständig für die Aufsicht über die von den 

Bundesgerichten im Rahmen ihrer justiziellen Tätigkeit vorgenommenen Verarbeitungen. 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 10 Unabhängigkeit 

(1) Die oder der Bundesbeauftragte handelt bei der Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben und bei der 

Ausübung ihrer oder seiner Befugnisse völlig unabhängig. Sie oder er unterliegt weder direkter noch 

indirekter Beeinflussung von außen und ersucht weder um Weisung noch nimmt sie oder er 

Weisungen entgegen. 

(2) Die oder der Bundesbeauftragte unterliegt der Rechnungsprüfung durch den Bundesrechnungshof, 

soweit hierdurch ihre oder seine Unabhängigkeit nicht beeinträchtigt wird. 

Fußnote 

(+++ § 10 Abs. 1: zur Anwendung vgl. § 12 Abs. 3 +++) 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 11 Ernennung und Amtszeit 

(1) Der Deutsche Bundestag wählt ohne Aussprache auf Vorschlag der Bundesregierung die 

Bundesbeauftragte oder den Bundesbeauftragten mit mehr als der Hälfte der gesetzlichen Zahl seiner 

Mitglieder. Die oder der Gewählte ist von der Bundespräsidentin oder dem Bundespräsidenten zu 
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ernennen. Die oder der Bundesbeauftragte muss bei ihrer oder seiner Wahl das 35. Lebensjahr 

vollendet haben. Sie oder er muss über die für die Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben und Ausübung 

ihrer oder seiner Befugnisse erforderliche Qualifikation, Erfahrung und Sachkunde insbesondere im 

Bereich des Schutzes personenbezogener Daten verfügen. Insbesondere muss die oder der 

Bundesbeauftragte über durch einschlägige Berufserfahrung erworbene Kenntnisse des 

Datenschutzrechts verfügen und die Befähigung zum Richteramt oder höheren Verwaltungsdienst 

haben. 

(2) Die oder der Bundesbeauftragte leistet vor der Bundespräsidentin oder dem Bundespräsidenten 

folgenden Eid: „Ich schwöre, dass ich meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, seinen 

Nutzen mehren, Schaden von ihm wenden, das Grundgesetz und die Gesetze des Bundes wahren und 

verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde. So 

wahr mir Gott helfe. “ Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet werden. 

(3) Die Amtszeit der oder des Bundesbeauftragten beträgt fünf Jahre. Einmalige Wiederwahl ist 

zulässig. 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 12 Amtsverhältnis 

(1) Die oder der Bundesbeauftragte steht nach Maßgabe dieses Gesetzes zum Bund in einem 

öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis. 

(2) Das Amtsverhältnis beginnt mit der Aushändigung der Ernennungsurkunde. Es endet mit dem 

Ablauf der Amtszeit oder mit dem Rücktritt. Die Bundespräsidentin oder der Bundespräsident enthebt 

auf Vorschlag der Präsidentin oder des Präsidenten des Bundestages die Bundesbeauftragte ihres oder 

den Bundesbeauftragten seines Amtes, wenn die oder der Bundesbeauftragte eine schwere Verfehlung 

begangen hat oder die Voraussetzungen für die Wahrnehmung ihrer oder seiner Aufgaben nicht mehr 

erfüllt. Im Fall der Beendigung des Amtsverhältnisses oder der Amtsenthebung erhält die oder der 

Bundesbeauftragte eine von der Bundespräsidentin oder dem Bundespräsidenten vollzogene Urkunde. 

Eine Amtsenthebung wird mit der Aushändigung der Urkunde wirksam. Endet das Amtsverhältnis mit 

Ablauf der Amtszeit, ist die oder der Bundesbeauftragte verpflichtet, auf Ersuchen der Präsidentin 

oder des Präsidenten des Bundestages die Geschäfte bis zur Ernennung einer Nachfolgerin oder eines 

Nachfolgers für die Dauer von höchstens sechs Monaten weiterzuführen. 

(3) Die Leitende Beamtin oder der Leitende Beamte nimmt die Rechte der oder des 

Bundesbeauftragten wahr, wenn die oder der Bundesbeauftragte an der Ausübung ihres oder seines 

Amtes verhindert ist oder wenn ihr oder sein Amtsverhältnis endet und sie oder er nicht zur 

Weiterführung der Geschäfte verpflichtet ist. § 10 Absatz 1 ist entsprechend anzuwenden. 

(4) Die oder der Bundesbeauftragte erhält vom Beginn des Kalendermonats an, in dem das 

Amtsverhältnis beginnt, bis zum Schluss des Kalendermonats, in dem das Amtsverhältnis endet, im 

Fall des Absatzes 2 Satz 6 bis zum Ende des Monats, in dem die Geschäftsführung endet, Amtsbezüge 

in Höhe der Besoldungsgruppe B 11 sowie den Familienzuschlag entsprechend Anlage V des 

Bundesbesoldungsgesetzes. Das Bundesreisekostengesetz und das Bundesumzugskostengesetz sind 

entsprechend anzuwenden. Im Übrigen sind § 12 Absatz 6 sowie die §§ 13 bis 20 und 21a Absatz 5 

des Bundesministergesetzes mit den Maßgaben anzuwenden, dass an die Stelle der vierjährigen 

Amtszeit in § 15 Absatz 1 des Bundesministergesetzes eine Amtszeit von fünf Jahren tritt. 

Abweichend von Satz 3 in Verbindung mit den §§ 15 bis 17 und 21a Absatz 5 des 

Bundesministergesetzes berechnet sich das Ruhegehalt der oder des Bundesbeauftragten unter 

Hinzurechnung der Amtszeit als ruhegehaltsfähige Dienstzeit in entsprechender Anwendung des 

Beamtenversorgungsgesetzes, wenn dies günstiger ist und die oder der Bundesbeauftragte sich 

unmittelbar vor ihrer oder seiner Wahl zur oder zum Bundesbeauftragten als Beamtin oder Beamter 

oder als Richterin oder Richter mindestens in dem letzten gewöhnlich vor Erreichen der 

Besoldungsgruppe B 11 zu durchlaufenden Amt befunden hat. 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 13 Rechte und Pflichten 

(1) Die oder der Bundesbeauftragte sieht von allen mit den Aufgaben ihres oder seines Amtes nicht zu 

vereinbarenden Handlungen ab und übt während ihrer oder seiner Amtszeit keine andere mit ihrem 
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oder seinem Amt nicht zu vereinbarende entgeltliche oder unentgeltliche Tätigkeit aus. Insbesondere 

darf die oder der Bundesbeauftragte neben ihrem oder seinem Amt kein anderes besoldetes Amt, kein 

Gewerbe und keinen Beruf ausüben und weder der Leitung oder dem Aufsichtsrat oder Verwaltungsrat 

eines auf Erwerb gerichteten Unternehmens noch einer Regierung oder einer gesetzgebenden 

Körperschaft des Bundes oder eines Landes angehören. Sie oder er darf nicht gegen Entgelt 

außergerichtliche Gutachten abgeben. 

(2) Die oder der Bundesbeauftragte hat der Präsidentin oder dem Präsidenten des Bundestages 

Mitteilung über Geschenke zu machen, die sie oder er in Bezug auf das Amt erhält. Die Präsidentin 

oder der Präsident des Bundestages entscheidet über die Verwendung der Geschenke. Sie oder er kann 

Verfahrensvorschriften erlassen. 

(3) Die oder der Bundesbeauftragte ist berechtigt, über Personen, die ihr oder ihm in ihrer oder seiner 

Eigenschaft als Bundesbeauftragte oder Bundesbeauftragter Tatsachen anvertraut haben, sowie über 

diese Tatsachen selbst das Zeugnis zu verweigern. Dies gilt auch für die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter der oder des Bundesbeauftragten mit der Maßgabe, dass über die Ausübung dieses Rechts 

die oder der Bundesbeauftragte entscheidet. Soweit das Zeugnisverweigerungsrecht der oder des 

Bundesbeauftragten reicht, darf die Vorlegung oder Auslieferung von Akten oder anderen 

Dokumenten von ihr oder ihm nicht gefordert werden. 

(4) Die oder der Bundesbeauftragte ist, auch nach Beendigung ihres oder seines Amtsverhältnisses, 

verpflichtet, über die ihr oder ihm amtlich bekanntgewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu 

bewahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die 

offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Die oder der 

Bundesbeauftragte entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, ob und inwieweit sie oder er über 

solche Angelegenheiten vor Gericht oder außergerichtlich aussagt oder Erklärungen abgibt; wenn sie 

oder er nicht mehr im Amt ist, ist die Genehmigung der oder des amtierenden Bundesbeauftragten 

erforderlich. Unberührt bleibt die gesetzlich begründete Pflicht, Straftaten anzuzeigen und bei einer 

Gefährdung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung für deren Erhaltung einzutreten. Für die 

Bundesbeauftragte oder den Bundesbeauftragten und ihre oder seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

gelten die §§ 93, 97 und 105 Absatz 1, § 111 Absatz 5 in Verbindung mit § 105 Absatz 1 sowie § 116 

Absatz 1 der Abgabenordnung nicht. Satz 5 findet keine Anwendung, soweit die Finanzbehörden die 

Kenntnis für die Durchführung eines Verfahrens wegen einer Steuerstraftat sowie eines damit 

zusammenhängenden Steuerverfahrens benötigen, an deren Verfolgung ein zwingendes öffentliches 

Interesse besteht, oder soweit es sich um vorsätzlich falsche Angaben der oder des 

Auskunftspflichtigen oder der für sie oder ihn tätigen Personen handelt. Stellt die oder der 

Bundesbeauftragte einen Datenschutzverstoß fest, ist sie oder er befugt, diesen anzuzeigen und die 

betroffene Person hierüber zu informieren. 

(5) Die oder der Bundesbeauftragte darf als Zeugin oder Zeuge aussagen, es sei denn, die Aussage 

würde  

1. 

dem Wohl des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten, insbesondere Nachteile für die 

Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder ihre Beziehungen zu anderen Staaten, oder 

2. 

Grundrechte verletzen. 

Betrifft die Aussage laufende oder abgeschlossene Vorgänge, die dem Kernbereich exekutiver 

Eigenverantwortung der Bundesregierung zuzurechnen sind oder sein könnten, darf die oder der 

Bundesbeauftragte nur im Benehmen mit der Bundesregierung aussagen. § 28 des 

Bundesverfassungsgerichtsgesetzes bleibt unberührt. 

(6) Die Absätze 3 und 4 Satz 5 bis 7 gelten entsprechend für die öffentlichen Stellen, die für die 

Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften über den Datenschutz in den Ländern zuständig sind. 

Fußnote 

(+++ § 13 Abs. 4 Satz 4 bis 7: zur Anwendung vgl. § 40 Abs. 3 +++) 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 14 Aufgaben 
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(1) Die oder der Bundesbeauftragte hat neben den in der Verordnung (EU) 2016/679 genannten 

Aufgaben die Aufgaben,  

1. 

die Anwendung dieses Gesetzes und sonstiger Vorschriften über den Datenschutz, 

einschließlich der zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 erlassenen Rechtsvorschriften, 

zu überwachen und durchzusetzen, 

2. 

die Öffentlichkeit für die Risiken, Vorschriften, Garantien und Rechte im Zusammenhang mit 

der Verarbeitung personenbezogener Daten zu sensibilisieren und sie darüber aufzuklären, 

wobei spezifische Maßnahmen für Kinder besondere Beachtung finden, 

3. 

den Deutschen Bundestag und den Bundesrat, die Bundesregierung und andere Einrichtungen 

und Gremien über legislative und administrative Maßnahmen zum Schutz der Rechte und 

Freiheiten natürlicher Personen in Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener Daten zu 

beraten, 

4. 

die Verantwortlichen und die Auftragsverarbeiter für die ihnen aus diesem Gesetz und 

sonstigen Vorschriften über den Datenschutz, einschließlich den zur Umsetzung der Richtlinie 

(EU) 2016/680 erlassenen Rechtsvorschriften, entstehenden Pflichten zu sensibilisieren, 

5. 

auf Anfrage jeder betroffenen Person Informationen über die Ausübung ihrer Rechte aufgrund 

dieses Gesetzes und sonstiger Vorschriften über den Datenschutz, einschließlich der zur 

Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 erlassenen Rechtsvorschriften, zur Verfügung zu 

stellen und gegebenenfalls zu diesem Zweck mit den Aufsichtsbehörden in anderen 

Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten, 

6. 

sich mit Beschwerden einer betroffenen Person oder Beschwerden einer Stelle, einer 

Organisation oder eines Verbandes gemäß Artikel 55 der Richtlinie (EU) 2016/680 zu 

befassen, den Gegenstand der Beschwerde in angemessenem Umfang zu untersuchen und den 

Beschwerdeführer innerhalb einer angemessenen Frist über den Fortgang und das Ergebnis der 

Untersuchung zu unterrichten, insbesondere, wenn eine weitere Untersuchung oder 

Koordinierung mit einer anderen Aufsichtsbehörde notwendig ist, 

7. 

mit anderen Aufsichtsbehörden zusammenzuarbeiten, auch durch Informationsaustausch, und 

ihnen Amtshilfe zu leisten, um die einheitliche Anwendung und Durchsetzung dieses Gesetzes 

und sonstiger Vorschriften über den Datenschutz, einschließlich der zur Umsetzung der 

Richtlinie (EU) 2016/680 erlassenen Rechtsvorschriften, zu gewährleisten, 

8. 

Untersuchungen über die Anwendung dieses Gesetzes und sonstiger Vorschriften über den 

Datenschutz, einschließlich der zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 erlassenen 

Rechtsvorschriften, durchzuführen, auch auf der Grundlage von Informationen einer anderen 

Aufsichtsbehörde oder einer anderen Behörde, 

9. 

maßgebliche Entwicklungen zu verfolgen, soweit sie sich auf den Schutz personenbezogener 

Daten auswirken, insbesondere die Entwicklung der Informations- und 

Kommunikationstechnologie und der Geschäftspraktiken, 

10. 

Beratung in Bezug auf die in § 69 genannten Verarbeitungsvorgänge zu leisten und 

11. 

Beiträge zur Tätigkeit des Europäischen Datenschutzausschusses zu leisten. 

Im Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2016/680 nimmt die oder der Bundesbeauftragte zudem 

die Aufgabe nach § 60 wahr. 

(2) Zur Erfüllung der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 genannten Aufgabe kann die oder der 

Bundesbeauftragte zu allen Fragen, die im Zusammenhang mit dem Schutz personenbezogener Daten 

stehen, von sich aus oder auf Anfrage Stellungnahmen an den Deutschen Bundestag oder einen seiner 

Ausschüsse, den Bundesrat, die Bundesregierung, sonstige Einrichtungen und Stellen sowie an die 



Öffentlichkeit richten. Auf Ersuchen des Deutschen Bundestages, eines seiner Ausschüsse oder der 

Bundesregierung geht die oder der Bundesbeauftragte ferner Hinweisen auf Angelegenheiten und 

Vorgänge des Datenschutzes bei den öffentlichen Stellen des Bundes nach. 

(3) Die oder der Bundesbeauftragte erleichtert das Einreichen der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 

genannten Beschwerden durch Maßnahmen wie etwa die Bereitstellung eines Beschwerdeformulars, 

das auch elektronisch ausgefüllt werden kann, ohne dass andere Kommunikationsmittel 

ausgeschlossen werden. 

(4) Die Erfüllung der Aufgaben der oder des Bundesbeauftragten ist für die betroffene Person 

unentgeltlich. Bei offenkundig unbegründeten oder, insbesondere im Fall von häufiger Wiederholung, 

exzessiven Anfragen kann die oder der Bundesbeauftragte eine angemessene Gebühr auf der 

Grundlage der Verwaltungskosten verlangen oder sich weigern, aufgrund der Anfrage tätig zu werden. 

In diesem Fall trägt die oder der Bundesbeauftragte die Beweislast für den offenkundig unbegründeten 

oder exzessiven Charakter der Anfrage. 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 15 Tätigkeitsbericht 

Die oder der Bundesbeauftragte erstellt einen Jahresbericht über ihre oder seine Tätigkeit, der eine 

Liste der Arten der gemeldeten Verstöße und der Arten der getroffenen Maßnahmen, einschließlich 

der verhängten Sanktionen und der Maßnahmen nach Artikel 58 Absatz 2 der Verordnung (EU) 

2016/679, enthalten kann. Die oder der Bundesbeauftragte übermittelt den Bericht dem Deutschen 

Bundestag, dem Bundesrat und der Bundesregierung und macht ihn der Öffentlichkeit, der 

Europäischen Kommission und dem Europäischen Datenschutzausschuss zugänglich. 

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 16 Befugnisse 

(1) Die oder der Bundesbeauftragte nimmt im Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2016/679 die 

Befugnisse gemäß Artikel 58 der Verordnung (EU) 2016/679 wahr. Kommt die oder der 

Bundesbeauftragte zu dem Ergebnis, dass Verstöße gegen die Vorschriften über den Datenschutz oder 

sonstige Mängel bei der Verarbeitung personenbezogener Daten vorliegen, teilt sie oder er dies der 

zuständigen Rechts- oder Fachaufsichtsbehörde mit und gibt dieser vor der Ausübung der Befugnisse 

des Artikels 58 Absatz 2 Buchstabe b bis g, i und j der Verordnung (EU) 2016/679 gegenüber dem 

Verantwortlichen Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb einer angemessenen Frist. Von der 

Einräumung der Gelegenheit zur Stellungnahme kann abgesehen werden, wenn eine sofortige 

Entscheidung wegen Gefahr im Verzug oder im öffentlichen Interesse notwendig erscheint oder ihr ein 

zwingendes öffentliches Interesse entgegensteht. Die Stellungnahme soll auch eine Darstellung der 

Maßnahmen enthalten, die aufgrund der Mitteilung der oder des Bundesbeauftragten getroffen worden 

sind. 

(2) Stellt die oder der Bundesbeauftragte bei Datenverarbeitungen durch öffentliche Stellen des 

Bundes zu Zwecken außerhalb des Anwendungsbereichs der Verordnung (EU) 2016/679 Verstöße 

gegen die Vorschriften dieses Gesetzes oder gegen andere Vorschriften über den Datenschutz oder 

sonstige Mängel bei der Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten fest, so beanstandet sie 

oder er dies gegenüber der zuständigen obersten Bundesbehörde und fordert diese zur Stellungnahme 

innerhalb einer von ihr oder ihm zu bestimmenden Frist auf. Die oder der Bundesbeauftragte kann von 

einer Beanstandung absehen oder auf eine Stellungnahme verzichten, insbesondere wenn es sich um 

unerhebliche oder inzwischen beseitigte Mängel handelt. Die Stellungnahme soll auch eine 

Darstellung der Maßnahmen enthalten, die aufgrund der Beanstandung der oder des 

Bundesbeauftragten getroffen worden sind. Die oder der Bundesbeauftragte kann den 

Verantwortlichen auch davor warnen, dass beabsichtigte Verarbeitungsvorgänge voraussichtlich gegen 

in diesem Gesetz enthaltene und andere auf die jeweilige Datenverarbeitung anzuwendende 

Vorschriften über den Datenschutz verstoßen. 

(3) Die Befugnisse der oder des Bundesbeauftragten erstrecken sich auch auf  

1. 

von öffentlichen Stellen des Bundes erlangte personenbezogene Daten über den Inhalt und die 

näheren Umstände des Brief-, Post- und Fernmeldeverkehrs und 
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2. 

personenbezogene Daten, die einem besonderen Amtsgeheimnis, insbesondere dem 

Steuergeheimnis nach § 30 der Abgabenordnung, unterliegen. 

Das Grundrecht des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses des Artikels 10 des Grundgesetzes wird 

insoweit eingeschränkt. 

(4) Die öffentlichen Stellen des Bundes sind verpflichtet, der oder dem Bundesbeauftragten und ihren 

oder seinen Beauftragten  

1. 

jederzeit Zugang zu den Grundstücken und Diensträumen, einschließlich aller 

Datenverarbeitungsanlagen und -geräte, sowie zu allen personenbezogenen Daten und 

Informationen, die zur Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben notwendig sind, zu gewähren und 

2. 

alle Informationen, die für die Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben erforderlich sind, 

bereitzustellen. 

(5) Die oder der Bundesbeauftragte wirkt auf die Zusammenarbeit mit den öffentlichen Stellen, die für 

die Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften über den Datenschutz in den Ländern zuständig sind, 

sowie mit den Aufsichtsbehörden nach § 40 hin. § 40 Absatz 3 Satz 1 zweiter Halbsatz gilt 

entsprechend. 

Fußnote 

(+++ § 16 Abs. 4: zur Anwendung vgl. § 40 Abs. 5 u. § 85 Abs. 2 +++) 

 


